
Aktenzeichen:

‘ 2..lill.„ßéfiléä

am 28„

Verkündet

Februar 1964

Im Namen<ies Volkes

In Sachen

des Bemeinueunfallveroieherung verbandes Rhein—
lend—Pfalz‚ endernach, Ludwig—Hillesheim-otraße 53

Beklagten und Bevieioneklägers‚

_Prozeßbevollmächtigteraw

g e.g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigtez.

hat der 2„ Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 280 Februar 1964‚ an der
mitgewirkt haben '

Senatspräsideht B r a e k m a n n
a].s Vorsitzender‚

Bundesrichäer Dr° B a r e s e 1 und

Bundesrichter
_

H u n g e r
als weitere Berufsrichter9

Bundessozialriehter Brc Bberle und

Bundessozielriehter Bulle
als ehrena■bliche Richter9

für Recht
erkannt;

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

Landéesozialgeriehts Rheinlandmffa.lz vom 26 Ok—
tober 1962 wird zurü.ckgewieseno '

Der Beklagte hat der Klägerin auch die außerge_
richtliehen Kosten des devisionsverfahrens zu
erstatten°
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. Der Beklagte gewährte der Klägerin, die am 28° Februar 1947

voh einem Arbéitsunfall betroffen werden war, durch Bescheid

vom 22" Februar 1949 die Deuerrente nach einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (Mdß) von 66 2/5 v„H„; der ientenberechnung

; lag ein Jahreserbeitsverdienst (JAV) von 3192,24 EMzugrun— '

; deo Die Rente wurde vom 1° Juni.7949 an nach den Vorschriften
Vdes Gesetzes über Verbesserungen der gesetzlichen Unfallver»

sicherung (UVVG)vom 10; August 1949 (WiGßl s 251) erhöht;
7 nach 5 2 dieses Gesetzes wurde ein Vergleichs—JAV von 3681,%

' DM berücksichtigt° Nach dem Gesetz zur vorläufigen Neurgee
t lung von Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallversiche—

{ rung vom 27° Juli 1957 (NeubercchnungsG UV) — BGBl I 1071 —
stellte der Beklagte die der Klägerin zu gewährende Aente

um, indem er den JAV von.3681,76 DM mit dem für des Unfall—

jahr 1947.tabellenmäßig festgesetzten Faktor 2,4 verviel—
fältigte (@ 2 Erbe° 1 Neuberechnungeü UV); daraufhin er—
hielt die Klägerin9 deren unfallbedingte MdB inzwischen auf

50 V°Ho herabgesetzt werden war, vom 1„ Januar 1957 an eine_

monatliche Rente von 245,40 DM° Dies teilte der Beklagte

der Klägerin durch Schreiben vom 220 August 1957 mit;

wegen wesentlicher Besserung der Unfallfolgen setzte der

Beklagte durch Bescheid vom25„ März 1960 die nente vom
1„ Mai 1960 an auf eine Teilrente von 40 v„H„ herabo Gleich—

'zeitig "berichtigte" er den der Umstellung der Rente nach rem

dem NeuberechnungsG UV zugrunde gelegten JAV, weil dieser

bei der Umstellung statt mit 5681,76 LM nur mit 3192‚24 LM

hätte berücksichtigt werden dürfeno In diesem Bescheid för-

derte der Beklagte die für die Zeit vom 1° Januar 1957 bis

300 April 1960 zuviel gezahlten Rentenbeträge von insgesamt

1304°- rm von der Klägerin zurücko

— 43 _
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_ 3 _

Die Klage gegen diesen Bescheid hatte insoweit keinen drfolg‚

als sich die Klägerin gegen die Herabsetzung der Rente

wandte° Soweit die Rückforderung der überzehltén Rente in
Streit stand, behandelte der Beklagte die Klageschrift

zunächst als Widerspruchsschrift und erließ am
26O_September

1960 einen Bescheid nach % 85 des Sozialgerichtsgeeetzes
(SGG), durch den der Widerspruch der Klägerin gegen den Be—

scheid vom 25„ März 1960, soweit dieser die düekforderung
des Betrages von 1304„— DM betrifft9 zurückgewiesen wurdeo

Die Widerspruchsstelle berief sich für ihre Entscheidung

auf den demhls geltenden @ 620 der deichsversicherungsord—

nung(eve)° ' f

Lie Klage hiergegen hat in beiden Vorinstanzen zum Erfolg

—geführt; Das Sozialgericht (SG) Speyer hat durch Urteil vom
3„ Mai 1961 unter Änderung des Bescheides des Beklagten vom
25° Harz 1960 in Gestalt des hiderspruchsbescheides vom
26° September 1960 die Klägerin für nicht verpflichtet er—:

klärt, den zuviel grhaltenen Rentenbetragvon 1304„- em i
zurückzuzahlen° Es ist der Aneicht5 das Rückforderungsrebht

des Beklagten sei ausgeschlossen, weil die Klägerin beim

_Empfang der überhöhten dente nicht gewußt habe‚ daß ihr Be—

züge in der.durch das Schreiben dee Beklagten vom 220 Angu3t

1957 mitgeteilten Höhe nicht zugeetanden hätteno ‘

Das Urteil des Landessozialgerichts (L0G) iheinland—Pfalz vom
26. Oktober 1962, durch das die Berufung des Beklagten zurück—

gewiesen werden ist, enthält im wesentlichen folgende Begrün—

dung: ler Bescheid des_Beklagten vom 220 August 1957 sei

zwar fehlerhaft; bei der Umstellung der Rente nach dem Neu«

berechnungeG UV sei ein zu hoher JAV angenommenwerden, weil
5 4 dieses Ge3etzes außer acht geblieben eei„ nie Klägerini
habe daher zugestandenermaßen eine zu hohe dente im Gesamt—

betrag von
1304„— DM erhalten° din Rückforderungsrecht auf

diesen Betrag stehe dem Beklagten jedoch nicht zu; denn es

handele sich um eine Leistung9 die auf Grund eines bindend

-4-.—
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gewordenen Verwaltungsakts bewirkt werden sei„ In einem

solchen Falle sei der Rückforderungsanspruch gemäß 5 620
‘RVO nur

gegeben,
wenn der fehlerhafte ngünstigende Ver;

waltungsakt wirksam zurückgenommcn'wordensei0 Ob der Be—

klagte die in seinem nach 5 77 SGGbindend gewordenen 5e—
scheid vom 22° August 1957 enthaltene Neuberechnung des'JAv

ändern, d„h° hinsichtlich des unrichtig ermittelten Betra—
ges_dethescheid habe zurücknehmen dürfen, hängö davon ab‚_

ob er sich insoweit von der Binduhgswirkung des 5 77 SGG"

befreien könneo Dies sei unter den gegebenen Umständen je—‘l

doch nicht möglich; die Handhabe des 9 1744 RVGversege,
weil die Klägerin für das Zustandekommen des unrichtigen

Bescheides vom 22„ august 1957 nicht verantwortlich gemacht

werden könne° Aus dem gleichen Grunde sei auch unter Be—

rücksichtigung der Grundsätze des allgemeinen Verwaltungs—

rechts die Rücknahme des angeführten Bescheides ausgeschlosw

sen° Schließlich könne der fehlerhafte Bescheid auch nicht

unter dem°Gesichtspunkt der Berichtigung einer "offenbareh

Unrichtigkeit" beseitigt werden, und zwar schon deshalb '

nicht, weil der Fehler, der dem Beklagten beim Erlaß des

Bescheides vom 22° August 1957 unterlaufen sei, nicht einer
Unrichtigkeit LS° eines 5chréib— oder Rechenfehlers gleich
gestellt werden könne„ V

Das LSG hat die Revision zugelasseno' \

Das Urteil ist dem Beklagten am 280 November 1962 zugestellt
werden° dr hat am 150 Dezember 1962 telegraphisch, außer—6

dem ein—21° Dezember 1962 schriftsätzlich devision einge—

legt und sie am 5„ Januar 1963 abschließend begründeto_■ie

Revision führt aus: Das LSG habe die Bindungewirkung des

5 77 SGG verkannt„ es gehe nicht an, daß die Klägerin die

ihr unstreitig nicht zustehenden dententeile deshalb nicht

zu Unrecht erhalten haben solle9 weil der unrichtige Bee

scheid vom 22„ August 1957 durch © 77 see bindend‘geW0?éu

- 5 _
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sen sei; materielles Unrecht dürfe aufweine% formellen Weg

nicht in "materielles Recht"'verwandeät° £s dürfe auch nicht

außer acht gelassen werden, daß % 620 nVO in einem "dogma—

tischen Zusammenhang" mit dem unmittelbar vorangehenden

@619 EVO zu sehen seio Wie diese Vorschrift den Versiche—
_rungsträger verpflichte? trotz eingetretener Bindungswir—'

ikung nicht auf sachlich unrichtigen Bescheiden, die zum

-Nachteil des Versicherten ergangen seien, zu bestehen,

»scndern die dem Versicherten zustehende Leistung neu fest—

zustellen, so müsse den Versicherungsträger auch für den

umgekehrten Fall, daß
er einen für ihn nachteiligen Be—

scheid erlassen habe, grundsätzlich das ■echt zustehen,

diesen Bescheid zu korrigieren, Im übrigen werdelbzwei—

fclt, ob es sich bei der Mitteilung vom 22, August 1957

überhaupt um einen der Bindungswirkung fähigen Bescheid

handeln könne, ‘ '

Der Beklagte beantragt,

unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen,

die Klage abzuweisen,

hilfsweise,

die Sache an die Vorinstanz zurückzuverweisen°

JJ'ie Klägerin beantragt,

die R@ipn au;itolzeutcinem

!

Sie pfliehtet dem angefochtenen Urteil bei,

II

\Die Revision ist durch Zulassung statthaft (& 162 Abs, 1
Nr, 1 SGG), auch form- und fristgerecht eingelegt und be—
gründet werden, also zulässig, Sie hatte jedoch keinen nr—
folg, '
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Die Berufung des Beklagten gegen die erstinstenzliehe ent—

_scheidung i3t, wie des L„G zutreffend ausgeführt hat, zu-

”lässigo

Gegenstand der Klage sind der Bescheid des Beklagten
vom

25° März 1960 und der Widerspruehsbescheid vom 26“ September

19609 Durch den Bescheid vom 250 März 1960 ”beriehtigte"

der Beklagte seine Mitteilung vom 220 August 1957 an die

Klägerin über die Umstellung der Unfallrente nach deniNeu—

berechnungsG UV, weil die Umstellung irrtümlicherweise '

unter Berücksichtigung des Vergleichs—JAV statt des ur-

sprünglich maßgebenden niedrigeren JAV vorgenommen werden

sei; gleichzeitig forderte der Beklagte von der Klägerin

-die daraufhin zutiel gezahlten Beträge von insgesamt

1304„—DMzurück° Hierdurch ist die Klägerin beschwert°
Die Voraussetzungen, unter denen nach 9 54 gibs° 1 SGG die

Aufhebung des ergangehen Verweltungsäktés begehrt werden

kann, sind gegeben° Die Klage auf Aufhebung des durch den
Wider3pruchsbescheid vom 26° September 1960 verdeutlichteh

' Beschéides
vom 25° März 1960 ist daher‚ nachdem das gemäß

@ 79 Nr„ 1 eGG erforderliche Vorverfehren stattgefunden hat,

zulässig (vgl° Breckmann, Handbuch der öozielversicherung,

.1„ „ 60 Aufl„; Bd II S 604 e mit weiteren Nachweisungcn)o

Der Klageenspruch ist auch begründet° Die Auffassung des“

LSG„der streitige Betrag von 1304„— DM sei an die Klägerin-

nioht zu Unrecht gezahlt werden, weil ihn der'Beklagte auf‘

Grund eines nach @77 SGGbindenden Verwaltungéektés ge—
leistet habe, ist frei von Rechtsirrtumo Zwar ist die nach

dem NeuberechnungsG UV umgestellte mente unzutreffend be—

rechnet werden° Nach @@2 Abs„ 1 und 4 eieses Gesetzes hät—

te der für des hier in Frage stehende Unfalljahr 1947 meß_

gehende Tabellenfaktor 2,4 mit dem JAV vervielfältigt wer;
den müssen, welcher der Feststellung der Dauerrente im '

Februar_1949 zugrunde gelegt werden war„ Der Beklagte hat

„ 7 _
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aber diese unrichtig berechnete Rente "festgestellt" und

dies der Klägerin durch das Schreiben vom 220 August 1957"

mitgeteilt„ Mit dieser Leistüngsfeststellung het der Be—\'
klagte zugleich einen Einzelfall auf dem Gebiete des öffent—

lichen Rechts geregelt und einen begünstigenden fehlerhaf-

_
ten Verwaltungsakt gesetzt° Uieser Verwaltungsakt9 der je-‘

t‘denfells beim■■rlaß d's Änderungsbescheides vom 25° März
1960 unenfeehtbsr geworden war ($ 66 SGG), ist für den Be—

klagten nach @77 sGG in der Sache bindend geworden°

Wie der Senat in seinem Urteil vom 30. Oktober 1962 (55G 189
84, 889 89); auf das insoweit im einzelnen verwiesen wird‚

unter Anführung zahlreicher Nachweisungen dargelegt hat,

kennt Leistungsbescheiden auch nach dem Inkrafttreten des

VSGGeine der materiellO■iRechtskreft geribhtlicher Entschei—

dungen wesensverwendté Bestendskraft zu° Bei der Mitteilung
vom 22° August 1957, die ohne Zweiféßeinen Leistungsbescheid

darstellt, handelt es sich allerdings nicht wie in jenem ‘:

Streitfälle um einen förmlichen Bescheid° Gleichwohl konn—;

te es wie in jenem so auch im vorliegenden Hedhtsstreit da—

hingestellt bleiben, ob die Reehtsbeetändigkeit 1080 des
15 77 SGG auch solchen Verwaltungsakten zukommt, die nicht

auf Grund des im 6° Buch der RVO vorgeschriebenen besonde—

ren Verweltungsverfahrens ergangen sindo Denn die in Streit

befengene Mitteilung des Beklagten an die_Klägerin ist vers
4'fahrensrechtlich einem den Formerferdernissen der 55 1569_e‚

1585 EVO ent5prechenden schriftlichen Bescheid gleichzustel—

len„ Sie betraf eine durchdie Neuregelungder Geldleistun—
gen auf gesetzlicher Grundläge bedingte Anderung der Ver—

hältnisse, welche für die Feststellung der £ntschädigung
_

maßgebend geweSen sind (5_608 dVO\aF; % 622 Abs° 1 KVO nF;g

RVA.in EuM31, 237; BeeSozR‘QGG@215Bl„ Da 13 Nro 40 und'

‚
@ 145 Bl° Da 1 Nr„ 1)„ Nach @@1569 a Abs„ 1 Nr° 2 und

1583 Abs„ 1 RVG hat eine förmliche Feststellung durch dr—
teilung eines schriftlichen Beseheides zu ergehen, wenn es_

sich u„a; um eine Rentehänderung handelt° Grundsätzlich müßte

_ 87—
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daher_auch die Umstellung der „ente-nach dem Neuberech—
nungsG UV förmlich erfolgeno Der Gesetzgeber hat jedoch
durch @ 10 Neuberechnungä;UV den Versicherungsträgern im

Interesse der Vereinfachung der Verwaltungsarbeit einge—

räumt, daß sie dieses Formerfordernis nur noch zu beachten

haben‚ wenn der Berechtigte die Erteilung eines schrift-

lichen nescheides über die Umstellung und Neuberechnung

der “eldleistung beantragt (vgl° Linthe, Die neuen Gelde
leistungen der Unfallversicherung, S0 41 Anno ? zu 9 10

ea0)0 Bei einer solchen den Bedürfnissen der Praxis Rech—
nung tragenden gesetzlichen Regelung kann es nach Auffas-

sung des erkennenden Senats für die wirkung eines Umstel—

lungs— und Neuberechnungsbescheidcs keinen Unterschied ma—
chen, ob er in Gestalt einer bloßen Mitteilung oder9 weil

vom Berechtigten beantragt, “förmlich” ergangen isto ner

in der Mitteilung vom 220 August 1957 liegende Leistungs—

bcscheid des Beklagten hat sonach die durch © 77 SGG ge—
schaffene heahtsbeetändigkeit erhalteno

Die in dem dargelegten Sinne endgültige Wirkung tritt

nach @ 77 SGG nur dann nicht ein9 wenn das "Gesetz“etwas

anderes bestimmt"„ eine hiernach mögliche Ausnahme von
der Bindungswirkung des angeführten Bescheides hat das

LSG jedoch nach Lage des Falles zu Recht hier nicht als

gegeben erachtet° Seiner Auffassung, daß bei der Entschei—
dung9 ob der in Streit befangene fehlerhafte Verwaltungs—

akt zurückgenommen werden darf, die Grundsätze des allge—

meinen Verwaltungsrechts zu berücksichtigen seien9 ist

freilich nicht zuzustimmen° Der denat hat in dem ange-
'fuhrten Urteil vom 300 Oktober 7962 bereits ausgesprochen
(BBG 18, 849 90)9 daß nisse Grundsätze — selbst wenn sie

als "Gesetz" 1080 des 5 77 BSG anzusehen wären — nicht

anwendbar sind, weil für das hier in Frage kommende nechts—

gebiet der gesetzlichen UV die Rücknahme fehlerhafter Be—

..9...
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scheide erechöpfend und abschließend durch besondere ge—

setzliche Vorschriften geregelt und daher fur die „nwenü
dung ungeschriebenen Re0hts in Gestalt allgemeiner Grund—
sätze kein daum ist, Fehlerhafte Bescheide eines Trägers"

.der gesetzlichen UV dürfen nur in den durch das Gesetz be—

sondere aufgeführtén Fällen zurückgenommen werden (55G 18,

84, 89, 90)° Das LSG hat insoweit_zutreffend @ 1744 dVO,
_der die ”Anfechtung endgültiger Bescheide der Versicherungsi

träger" regelt, als hierher gehörig erachtet; es hat die

Anwendung dieser Vorschrift auf den vorliegenden Fall mit

Recht verneint, weil, wie auch von dem Beklagten nicht in-

Zweifel gezogen wird, die Voraussetzungen für eine wirksame.

Anfechtung des Bescheides vom 220 August 1957 nicht gegeben

sin, Der Fehler in der Rentenberechnung ist nach den tatsäch—

lichen Feststellungen_des angefochtenen Urteils nicht auf
Umstände zurückzuführen, die in den Verentwortungsbereich

der Klägerin fallen° bis Revision hat insoweit auch keine

einwendungen erhoben° Eine sonstige gesetzliche Vorschrift,

welche die ßeseitigung eines bindend gewordenen,fehlerhaften,

begünstigcndeh Leistungsbescheides auf dem Gebiete der ge— '

setzlichen UV ermöglichen könnte, besteht nichtonus der ne—L
gelung, daß die Bindung eines zuungunsten des Versicherten

ergangenen Bescheides grundsätzlich durchbrochen werden darf

(RVG @ 619 aF und @ 627 nF), läßt sich entgegen der „nsicht:

der Revision nicht eine entsprechende Befugnis des Versiche+

rungsträgers für Bescheide herleiten, die zugunsten des Vere

sicherten ergengen sind° Die Revision verkennt insoweit, daß

die Bindungswirkung eines der Leistungsgewährung zugrunde '

.liegenden VerWeltungsektes für den Leistungsempfänger ein

selbständiges Recht schafft, das, soweit das Gesetz nichts

anderes bestimmt (z‚B,'S 1744 BVD), von der einSeitigen ßini

wirkung dee Versicherungsträgers nicht beeinträchtigt werden

darf (vg-1° BSG 18, 91),
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Hiernach war der Beklagte an die Höhe der in seinem Bescheid

vom 22° August 1957 festgestellten hauerrente'gebunden° Bei
der drfüllung seiner Leistungspflicht auf Grund dieses Be-

scheides durfte es sich für ihn nach eintritt der Bindunge—

wirkung nicht mehr um die Verwirklichung der materiellen '

Gerechtigkeit um jeden Preis handeln, sondern der Beklagte

mußte trotz der unrichtig festgestellten und der Klägerin

bekanntgegebenen Rentenhöhe seinen Bescheid im Interesse

der dechtssicherheit ausführen (vgl° BVerfG 2„ 3809 403;_.
7, 194, 196)° Mit Rücksicht auf die dechtsbeständigkeit

des Leistungsbescheides vom 220 August 1957 und die Rechte—
sicherheit ist somit durch 3 77 5GG die Rücknahme des feh—

lcrhaftenäßescheides ausgeschlossen° Demzufolge sind die

Leistungen, welche der Beklagte auf Grund dieses Bescheides

an die Klägerin bewirkt hat, in der seit dem 10 Januar 1957

gewährten Höhe nicht zu Unrecht gezahlt werden°

Diese Auffassung liegt schon einer‚5ntscheidung des deichs—

versicherungsamts vom 9„ Dezember 1932 (sah 339 274) zu-
grunde„ Der erkennende Senat schließt sich ihr ano Dem steht

nicht der Umstand entgegen9 daß die damals unter der Herr-

schaft der Verfahrensvorschriften der dVD ergangenen Renten“

bescheide die Wirkung erstinstanzlicher Entscheidungen hat—

ten° ha Leistungsbescheiden, wie‘oben unter Bezugnahme auf

use 18, 89 ausgeführt ist‚ seit demInkrafttreten des eee
eine der materiellen Rechtskraft gerichtlicher ■ntsqheidun—

gen wesensverwandte Bestandskraft zukommt9 wohnt den den—

tenbescheiden nach 5 77 SGGkeine geringere Bestandskraft
inneo Die Auffassung„ daß auf Grund eines bindenden Ver—

waltungsaktes gewährte Leistungen nicht zu Unrecht gezahlt

werden sind, ist, soweit zu'übersehen9 im dehrifttum zu

9 620 RVOaF wie auch zu @628 AVO nF einhellig vertreten
(vgl° Brackmann, aaÖ Bd II So 604 mit weiteren Ngch■eisun—

gen; Lauterbach, Unfallversicherung,2° £‘ätui‘la9 S 168 b

._-°11 _
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Anm° 4 zu 5 622 HVO aF; Rohwer—Kahlmann, Kommentar zum

SGG, 3 K 182 Randnote 18 zu % 77; Bereiterw■ahn‚ UVC,9 1963;

s 135 Anmo5 zu @628; Haase/Koch, nie gesetzliche Unfall—
verse 1963, S 157 Anm„ 7 zu @ 628; Gotzen/Doetsch, Kommentar

zur UV„, Anno zu % 628)0

Das LSG hat mit Recht auch keinen Grund für die dücknahme des

_fraglichen Bescheides darin gesehen9 daß die unzutreffende

Rentenberechnung etwa auf einem Schreib— oder Rechenfehler

oder einer ähnlichen offenbären Unrichtigkeit beruheo ds_

konnte hierbei unentechieden bleiben, ob die Berichtigungs—

möglichkeit i„s„ des @ 138‘569 nicht nur auf Urteile be—
echrdnkt, sondern auch für bindende Verwaltungsakte gegeben

let (Vgl„ BSG 15, 96 ff); denn jedenfalle liegt nach den von‘
der Revision nieht angegriffenen tatsäöhlichen Feststellungen

des engefochtenen Urteile (@ 163 ddd) eine solche Unrichtig—
keit nicht vera Das LSG hat allerdings nicht im einzelnen

klargcetellt, wie es bei der dentenumstellung nach dem Neu—$

berechnungsG UV zu der BerücksiChtigung des Vergleichs—JAV

und nicht des heranzuziehenden alten JAV gekommenkwaro Nach,

den Unterlagen ist jedoch kein zwingender Anhalt dafür er— ;

sichtlich‚ daß etwa einaZahl nur falsch abgelesen werden sei

oder der Fehler sich durch irgendeine Gedankenlosigkeit ein}

geechlichen habe° Der erkennende Senat ist der Ansicht9 daß

die Annahme_des LSG, der Fehler beruhe auf einer unrichtigeh
tatsächlichen Feststellung oder einer irrtümlichen Anwendung

des NeuberechnungeG UV, nicht zu beanstanden ist und daß es
daher keiner weiteren Klärung_dee Saohverhalts bedarf, um zu‘

'einer abschließenden entscheidung zu gelangen° '

Hat nach alledem aber der Beklagte den zurückgeforderten be—

trag von 1304„— DM "nicht zu Unrecht" an die Klägerin ge—
‘

zahlt, kann es dahingeetellt bleiben, ob der vorliegende

Streitfall nach dem Inkrafttreten des Unfallversicherungs—

_ 12 „
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‘Neuregelungsgesetzes (UVNG) vom 500 April 1965 (BGBl I
241) noch nach ® 620 nvo aF zu beurteilen ist° Die ent-
sprechende Vorschrift des 3 628 RVG nF gilt zwar für Ar—

beitsunfälle, die vor dem Inkrafttreten des UVNG einge—

treten sind„ Durch Satz 2 dieser Vorschrift ist gegenüber

dem bisherigen Recht die Möglichkeit des Versicherungsträ—

gors, überzahlte Leistungen zurückzufordern9 auch einge-‘

schränkt werdenc DieSe Regelung berührt jedoch9 wie ihrer

ßntstehungsgeschichte zu entnehmen ist9 nicht die Voraus—

setzungen, unter denen nach Satz 1 des 9 628 ■VOnF eine
überzahlte Leistung überhaupt zurückgefordert werden kenne

Insoweit sind, abgesehen von redaktionellen Änderungen‚

die Vorschriften alten und neuen Rechts vielmehr gleichge—

blieben; Satz 2 ides @628 eve nF bezieht sich nur auf
den Fall, daß der Rückforderungsenspruch des Versicherungs—

trägcrs an sich begründet ist, nämlich wenn der Versiche—

rungsträger die Leistung "vor rechtskräftiger ■ntschoidung\

zahlenmußteoder zu Unrechtgezahlt hat"o ’
Die Vorinstanzen haben somit den Eückforderungsanspruch\

des Beklagten mit Recht verneinto Die Revision ist daher

als unbegründet zurückzuweisen (@ 170 Abs° 1 Satz 1 5GG)„

Die Kostenüntscheidung beruht auf 9 193 SGGO
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